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An die  
Regionalratsabgeordneten 
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u.z.K.:  Herrn Roberto Paccher 
Präsident des Regionalrats 
 
Herrn Dr. Arno Kompatscher 
Präsident der autonomen Region 
Trentino-Südtirol 

 

 

BETREFF: Antwort auf die Anfrage Nr. 58/XVI 
 
In Beantwortung der in der Anfrage Nr. 58/2020 aufgeworfenen Fragen möchte ich Ihnen 
Folgendes mitteilen: 
 
Die 19 Bediensteten, die seit dem 1. Dezember 2017 bis zum 1. Oktober 2020 mittels Rückgriff auf 
die Rangordnungen anderer Körperschaften in Umsetzung des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe g) des 
Regionalgesetzes Nr. 3 vom 21. Juli 2000 mit seinen späteren Änderungen und Ergänzungen 
aufgenommen worden sind, gehören den nachstehend angeführten Berufs- und Besoldungsebenen 
an: 

Anzahl Berufsbild Berufs- und 
Besoldungsebene 

Zugewiesener Sitz 

7 Mitarbeiter/in C1 Zentralämter (davon 
verzichten 2 auf die 
Aufnahme nach ihrer 
Ernennung) 

1 Assistent B3 Zentralämter 
2 Mitarbeiter/in C1 Friedensgerichte 
1 Mitarbeiter/in C1 Gerichtsämter 
6  Höhere/r Beamte/r für 

Rechtspflege 
C1 Gerichtsämter 

2 Leitende Beamte im Bereich 
Sprachangelegenheiten 

C1 Gerichtsämter 

Gesamtzahl 19 
 
2. Die Anzahl der Bediensteten des Justizministeriums, die im Rahmen des internen 

Auswahlverfahrens für den Aufstieg in das Berufsbild eines höheren Beamten für Rechtspflege 



dritter Bereich F1 – ausgeschrieben im Sinne des Art. 21-quater des Gesetzesdekrets vom 27. 
Juni 2015, Nr. 83, das mit Änderungen durch das Gesetz vom 6. August 2015, Nr. 132 
umgewandelt wurde – als geeignet hervorgegangen sind, beläuft sich auf 22, wobei 1 
Bediensteter auf die Neueinstufung verzichtet hat. 

 
3. Mit dem Beschluss der Regionalregierung Nr. 122 vom 29. Juli 2020 ist die Einstellung von 7 

Bediensteten mit unbefristetem Arbeitsverhältnis beschlossen worden, wobei 6 Bedienstete im 
Berufsbild höherer Beamter/höhere Beamtin für Rechtspflege, Berufs- und Besoldungsklasse 
C1, aufgenommen und den Gerichtsämtern von Trient und Rovereto zugewiesen worden sind, 
während 1 Bediensteter/Bedienstete im Berufsbild Mitarbeiter/Mitarbeiterin, Berufs- und 
Besoldungsklasse C1, eingestuft und dem Zentralämtern zugeteilt worden ist. 

 
4. Die im Beschluss der Regionalregierung Nr. 233/2017 vorgesehenen Kriterien für den 

Rückgriff auf die von den Körperschaften laut Art. 5 Abs. 1 Buchst. g) des zuvor genannten 
Regionalgesetzes genehmigten Rangordnungen sind Folgende: 

 
- Die Stellen, für die man auf Rangordnungen anderer Körperschaften zurückzugreifen 

beabsichtigt, wurden in der Planung des Personalbedarfs vorgesehen. 
- Bei der Region sind keine gültigen Rangordnungen für die betreffende Kategorie und das 

betreffende Berufsbild vorhanden. 
- Die zu besetzenden Stellen wurden vor der Genehmigung der Rangordnung, auf die 

zurückgegriffen wird, errichtetet oder umgewandelt. 
- Der Rückgriff auf die Rangordnungen einer anderen Körperschaft ist für Einstellungen von 

Bediensteten möglich, die derselben Kategorie und demselben Berufsbild angehören. Das 
Berufsbild muss auch hinsichtlich des erforderlichen Bildungsabschlusses dem von der 
Region vorgesehenen Berufsbild entsprechen. 

- Der Rückgriff ist aufgrund einer Vereinbarung zwischen den betroffenen Verwaltungen 
möglich, die sowohl vor als auch nach der Genehmigung der Rangordnung abgeschlossen 
werden kann. Die Wahl der öffentlichen Körperschaft, mit der die Vereinbarung über den 
Rückgriff auf die Geeigneten aus der Rangordnung abzuschließen ist, erfolgt in der 
nachstehenden Reihenfolge: Regionalrat, Handelskammern, Provinzen und jeweiliger 
Landtag, Gemeinden. 

- Bei Vorhandensein mehrerer für Stellen in derselben Kategorie und in demselben Berufsbild 
gültiger Rangordnungen wird auf die Rangordnung mit früherem Datum zurückgegriffen, 
die auch als erste abläuft. 

- Wird auf Rangordnungen der Gemeinden der Region zurückgegriffen, so erfolgt die Wahl – 
bei Vorhandensein mehrerer für die Stellen in derselben Kategorie und in demselben 
Berufsbild gültiger Rangordnungen – aufgrund der Größe der Gemeinden, wobei mit jener 
mit der größeren Einwohnerzahl begonnen wird. 
Diesbezüglich möchte ich hervorheben, dass kein Kriterium hinsichtlich der Prüfungen des 
Wettbewerbs vorgesehen worden ist, wobei ich darauf verweisen möchte, dass auch das 
Justizministerium unbefristet in den gerichtsspezifischen Berufsbildern Personal mittels 
Rückgriff auf die gültigen Randordnungen anderer öffentlicher Verwaltungen aufnimmt. So 
sind beispielsweise im Jahr 2018 im Berufsbild eines höheren Beamten für Rechtspflege in 
den Rangordnungen des Verteidigungsministeriums (Berufsbild eines Mitarbeiters im 
Bereich C), des Nationalinstituts für Arbeitsunfälle INAIL (Bereich C Besoldungsklasse C1) 
und der italienischen Arzneimittelbehörde AIFA aufscheinende Kandidaten 
(Verwaltungsmitarbeiter Bereich C) eingestellt worden.  

 

5. Der Aufstieg in den nächsthöheren Bereich, im Besonderen der Aufstieg von den Berufs- 
und Besoldungsklassen B3/B4/B4S in die Berufs- und Besoldungsklasse C1 kann 



ausschließlich durch Bestehen eines öffentlichen Wettbewerbs erfolgen. Artikel 63 des 
Tarifvertrages vom 1. Dezember 2008, der vorsieht, dass der Aufstieg innerhalb der oben 
angeführtem Berufs- und Besoldungsklassen durch interne 
Wettbewerbsverfahren/Auswahlverfahren zur Feststellung der Eignung und/oder der 
erforderlichen beruflichen Fähigkeiten erfolgt, ist aufgrund nachfolgender Entscheide des 
Verfassungsgerichtshofes nicht anwendbar, laut denen genannte Aufstiege ausschließlich 
mittels eines öffentlichen Wettbewerbs erfolgen können, wobei im Rahmen desselben 30 
Prozent der ausgeschriebenen Stellen den internen Bediensteten, welche die 
vorgeschriebenen Voraussetzungen besitzen, vorbehalten sind. Mit dem Regionalgesetz Nr. 
4 vom 17. Mai 2011 ist Folgendes vorgesehen worden: „Um freie Stellen in spezifischen 
Berufsbildern zu besetzen, ohne neues Personal einzustellen, können höchsten 50 Prozent 
der aufgrund öffentlicher Auswahlverfahren im vorhergehenden Dreijahreszeitraum 
besetzten Stellen durch interne Wettbewerbe zugewiesen werden. Zu diesen Wettbewerben 
ist das Personal zugelassen, das die in der Verordnung betreffend die Modalitäten für den 
Zugang zum Dienst und im Tarifvertrag vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt….“ Der 
Verfassungsgerichtshof hat die genannte Gesetzesbestimmung mit dem Urteil 2 - 12. April 
2012, Nr. 90 (Gesetzesanzeiger der Republik Nr. 16 vom 18. April 2012, Sondernummer 1a) 
für verfassungswidrig erklärt. Im Laufe des Jahres 2021 wird die Region einen öffentlichen 
Wettbewerb für leitende Beamte für Rechtspflege ausschreiben, wobei 30 Prozent der 
Stellen internen, den Berufs- und Besoldungsklassen B3/B4/B4S angehörenden 
Bediensteten, welche die erforderlichen Voraussetzungen besitzen, vorbehalten sein werden. 

 
6. Die erste schriftliche Wettbewerbsprüfung wird am 28. September 2020 stattfinden. Die 

restlichen Prüfungen werden entsprechend der für die Korrektur der Arbeiten notwendigen 
Zeit und unter Einhaltung der in den Ausschreibungen festgesetzten Einberufungsfristen und 
der Anti-Covid Maßnahmen durchgeführt werden. 
Der öffentliche Wettbewerb nach Prüfungen für die Besetzung von 12 Stellen mit 
unbefristetem Arbeitsverhältnis im Berufsbild eines/einer 
Gerichtsassistenten/Gerichtsassistentin, Berufs- und Besoldungsklasse B3, in den 
Gerichtsämtern der Provinz Trient, ist nicht im Amtsblatt der Region Trentino-Südtirol Nr. 7 
vom 18. Februar 2019 – so wie in der Anfrage angeführt – sondern in der Sondernummer 
Nr. 1 zum Amtsblatt Nr. 42 vom 21. Oktober 2019, in der Sektion Wettbewerbe, 
veröffentlicht worden. 
Außerdem möchte ich darauf hinweisen, dass das Wettbewerbsverfahren infolge des 
Gesundheitsnotstandes aufgrund der Covid-19 Pandemie bis zum 15. Mai 2020 ausgesetzt 
und nach dem Erlass des Gesetzesdekretes Nr. 33/2020, mit Änderungen in das Gesetz Nr. 
74 vom 14. Juli 2020 in Gesetz umgewandelt, wieder fortgesetzt worden ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Maurizio Fugatti 

(digital signiert) 

 


